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ſchloſſen, die Vorberathung dieſer Geſetze ſo lange auszuſetzen, bis dieſelben von der 1. Kammer 
in zweiter Leſung genehmigt ſind. — Auf der Tagesordnung ſteht das Schwurgerichtsge⸗ 
ſetz. Geppert als Berichterſtatter bezeichnet als feinen Skandpunkt in dieſer Frage die Inſti⸗ 
tution, wolle man fie beibehalten nach dem Bedürfniſſe einer guten Rechtspflege, zu modiſizrren. 
Nöldechen erörtert die Gründe, aus welchen er und ſeine Partei nicht für den Beſelerſchen 
Antrag, die Zuſätze der Kommiffion dem Juſtizminiſter als Material für künftige Vorlagen zu 
überweiſen, geſtimmt habe, obſchon die Vorberathung der Mitglieder der Rechten zu gleichen Re⸗ 
ſultaten geführt habe. Der Redner entwickelt die Gründe feiner Partei gegen das Inſtitut über⸗ 
haupt, ihren franzöſiſchen Urſprung, die Abneigung der Bevölkerung gegen dieſelben ze. Er ber 
ruſt ſich auf eine Aeußerung des Faſttzwintſters in der erſten Kammer gegen das Verfahren der 
Schwurgerichte in polltiſchen Sachen; — wünſcht übrigens, daß das Inſtitut dem Lande erhal⸗ 
ten und zu dem Zwecke dem engliſchen Syſteme näher gebracht werde. An den eee 
ſätzen vermißt er einen leitenden Gedanken, findet eine fehlerhafte Vermiſchung der Prinzipien 
des engliſchen und des franzöſiſchen Syſtems. Die Annahme dieſer Vorſchläge würde nicht ge⸗ 
eignet ſein, das Inſtitut dem Lande zu ſichern. (Der Redner wird oft durch Beifallsbezeugun⸗ 
gen der Linken unterbrochen.) Keller charakteriſitt feine Vorſchläge. Sie bezwecken, die 
Schwurgerichte fo zu geſtalten, daß größere Vortheile als jetzt durch ſie zu erzielen und Nach. 
theile, an denen fie leiden, zu befeitigen ſeien. Es komme darauf an, diejenigen mit einer In⸗ 
ftitution, zu verſöhnen, Eiche ihr abbold find. Das laſſe ſich durch die von ihm vorgeſchlagene 
Organiſaklon erreichen. Aus dieſem Geſichtspunkſe rechtfertigt er das Detail ſeiner Vorſchläge, 
unter Hinweiſungen auf die engliſche Procedirmethode vor Geſchwornen. Der Nothſchrei, wel⸗ 
chen der Erlaß vom 3. Jan. 1849 hervorgeruſen habe, werde von neuem gehört werden, wenn 
die Vorſchläge der Kommiſſton geſetzliche Kraft erhielten. — Tellkampf führt aus, daß das 
Schwurgericht ein weſentlich konſervatives Inftitutift, Einen ferneren Hauptvorzug des Inſtituts erblickt 
er darin, daß die Geſchworenen die Konkluſtonen der Richter durch ihr Verdikt mit ihrer Verantwort⸗ 
lichkeit decken. Der Redner beftimmt den Unterſchied zwiſchen dem franzöſiſchen und engliſchen 
Syſtem, und geht auf eine nähere Erörterung deſſelben ein, dem er vor erſterem den Vorzug 
giebt. — Wentzel macht auf den eigenthümlichen Charakter der Verſammlung aufmerkſam, die 
keine eigentliche Debatte biete; auch die rechte Seite des Hauſes habe ſich heut für Beibehaltung 
der Schwurgerichte ausgeſprochen. Wenn der Abgeordnete Keller uns die ganze * 
Jury verſchaffen könnte, fo würden wir uns nicht bedenken, feine Vorschlage anzuneh⸗ 
men. Aber die von Bürgers eingebrachten Zuſätze zeigen, daß uns auch bei Annahme 
der Kellerſchen Verbeſſerungen der Geiſt der engliſchen Jurh noch immer fehlt. Der Redner 
ſpricht ſich gegen die gewöhnliche Behauptung aus, daß es der größere Kulturzuſtand in der Rhein⸗ 
provinz ſei, der die Schwurgerichte dort möglicher mache als in andern Provinzen. Dies fet 
eben fo wenig der Fall als der Urſprung aus dem Jahr 1848, dem Schwurgerichte in Wahr⸗ 
heit einen Nachtheil bringen könne. Man müſſe die Inſtitution an ſich prüfen, und dieſe ſcheine 
ihm eine innere Berechtigung zu haben. — Reichenſperger berichtigt zunächſt einige Vorredner 
über den Urſprung des Schwurgericht und gebt dann auf die Art und Weiſe ein, wie das engl. 
Schwurgericht hier empfohlen worden iſt. Nicht aus Oppoſition gegen die alten Lande, ſondern 
weil fie in der Inſtitution etwas Werthvolles ſah, habe die Rheinprovinz an der Jury feſtge⸗ 
halten. Die Rheinländer feien ein wahrhaft deutſcher Stamm und nicht der ſchlechteſte, deshalb 
hätten ihre Inſtitutionen einige Berückſichtigung verdient. Das ganze Inſtitut aus England 
herüberzunehmen, wenn es möglich wäre, würde bei uns nichts Lebensfähiges ergeben, da uns 
das engliſche Leben, die engl Geſchichte, ja die engl. Marine, die Hauptſchule des Gehorſams 
und der Disciplin fehle. Die Vorlagen, die dem Haufe gemacht, ſeien vielfach mit ſich im Wi⸗ 
derſpruche; die Staatsanwaltſchaft, das Gericht müſſe in vieles ſich miſchen, was eigentlich nicht 
ſeines Amtes ſei. Dies ſei in England nicht der Fall; dort habe ſich auch eine gewiſſe Leich⸗ 
ligkeit, ja Nonchalance in der Rechtspflege gebildet, die bei uns eine Monftruofität fein würde. 
Oer Redner warnt gegen Annahme der Kellerſchen Anträge, die aus unſerm Schwurge⸗ 
richt ein zuſammenhangsloſes Komglomerat machen würde. — Der Juſtizminiſter 
nimmt das Wort, um ſeinen Standpunkt zu den vorliegenden Fragen darzulegen. Nicht in 
Folge einer allmälichen Entwickelung ſeien die Schwurgerichte bei uns eingeführt worden, dieſe 
wäre vielmehr zunächſt durch die allgemeine Einführung der Verordung v. 1846 eingehalten worden. 
In dieſem Augenblicke ſei keine Veranlaſſung, alle Gründe für und wider die Schwurgerichte 
0 widerholen, Anträge auf Abſchaffung ſeien ebenſo wenig gemacht worden, als ſich eine allgemeine 
nerkennung des Inſtituts kund gegeben. Man müffe jetzt die beſtehende Inſtitution beleben durch eine 
e der dabei betheiligten Faktoren. 05 En die Geſetzgebung — * Ran 
j rhält en tundlagen beharren oder ein ganz neues Syſtem ſubſtituiren. Letzteres ſei die Regie⸗ 
edingen. Außerdem hat der engliſche Schatz jährlich Ueberſchüſſe, während bei uns das Ge- rung nicht Willens, Vel dies bei * Zoieſpalt der Meinungen rau bedenklich erſchien. 
rd ſtattfindet. Ich glaube, daß der Herr Fmanzminiſter, der auch die Verwaltung der | Zudem fei auch in England jetzt die Jury an einem Wendepunkte angelangt, und überhaupt 
omainen in jeinem Reſſort hat, ſich eifrig mit der Drainage beſchäſtigt und geneigt iſt durch ſeien die beiden Syſteme Frankreichs und Englands nicht ſo verſchieden, als öſters behauptet 
Ermäßigung der Pachtpreiſe und durch Vorſchüſſe die Drainanlagen zu fördern. Allen Punk, worden. — Der Miniſter iſt ſchließlich mit dem Gange, den die Kommilflon eingeſchlagen, voll⸗ 
ten, welche hier berührt worden, um die Regierung anzuregen, iſt von der Regierung bereits die kommen einverſtanden, welche die Kellerſchen Anträge verworfen hat. — Die allgemeine Diskuſ⸗ 
nöͤthige Aufmerkſamkeit geſchenkt worden, deshalb empfehle ich den Uebergang zur rer fion wird geſchloſſen, und der Berichterftatter Geppert vertheidigt nochmals das Verfahren der 
v. Kleiſt⸗Tychow ftellt an die ey das Geſuch, ein Vorfluthe-Geje jo bald als Kommiſſton und widerlegt die Behaupfungen und Anſichten der Redner, beſonders Kellers. — 
nd vorzulegen und Drain ⸗Ingenieure auf Staatskoſten anzustellen. Das konſtitutionelle Lamm begründet Wentzel feinen Antrag auf Streichung und reſp. Abänderung des Art. 54 der 
Weſen macht ſchon in lag das Leben ſo theuer; 7 Sie alſo dem Grundbeſitzer die | Kommiſſtonsvorſchläge, in deren einem, daß die Vorſitzenden der Schwurgerichte von dem Könige 
Mittel, die Steuern aufbringen zu können, bewilligen Sie zur Forderung des Landbaues grö- ernannt werden ſollen, er nicht blos etwas Unpraktiſches, zu vielfachen e ngen der Richter 
ßere Fonds; Preußen kann nur mit dem Spaten Eroberungen machen. Müller vertheidigt ſei⸗ führend, ſondern ſelbſt der Würde der Krone durchaus nicht entſprechendes Verfahren erblickt. — 
nen Antrag. Der Reg.⸗Kommiſſar: Die Regierung iſt bis jetzt bemüht geweien, Techniker für Rohden erörtert fein Amendement, daß in der Provinz Poſen, im Falle der Angeklagte ein Pole 
die Drainage heranzuziehen; ſſe wird außerdem in Erwägung ziehen, ob das Bedürfniß vor- |ift, die Kenniniß der polniſchen Sprache bei dem Vorigenden erforderlich jein ſoll. — Geßler 
banden, Techniker feſt anzustellen. Nachdem ». Binde und Koppe den Kommiſſlons-Antrag erkennt an, daß dies wünſchenswerth fei, iſt aber gegen den Antrag, weil der Mangel an pol⸗ 
vertheidigt, trit die Kammer demſelben bel. Ebenſo hat die Kommiſſion über Petitionen, de- niſch redenden Richtern die Ausführung ſaſt unmd lie machen würde, zumal auch dieſe Anfor⸗ 
treffend die Förderung der Drainage, eine mottoirke Tagesordnung vorgeſchlagen; ein Verbeſſe. derung an die Einzelrichter weit eher zu ſtellen ſei und gleichwohl unerfüllt bleiben müſſe. — 
rungs. Antrag von Müller, die Petitionen der Staatsregierung zu übetweiſen, wird nicht gehörig | Der Juſti zminiſter erklärt ſich gegen den Antrag von Robden, fo wie auch gegen den 


i Telegraphiſche Nachrichten. 

Paris, 12. März. Dem heutigen Leichenbegängniſſe Marraſt's wohnten 
an zweitauſend Perſonen bei. Die Zipfel des Leichentuchs hielten Gavaiguac, 
Marie, Savin und Corbon. Unter den Anweſenden bemerkte man Lamartine, 
Cormenin, Senard, Grevy, Jules Favre, Martin, Berard, Sauteyra, 
Didier u. A. 

Faſt zweihundert Deputirte haben ihre Plätze ſchon belegt. Die erſte 
Sitzung ſoll durch eine h. Geiſt⸗Meſſe eröffnet werden. 

London, 13. März, Mittags 1 uhr. Es hat keiner der Miniſter im 
Parlament, auch Disraeli nicht, bei ſeiner Wahlrede in Buckingham, eine 
Andeutung über die zu befolgende Finanzpolitik gemacht. (Pr. 3.) 


Preußen. 
Berlin, 13. März. [Amtliches.] Se. Majeſtät der König haben, allergnä⸗ 
digſt geruht: dem Kantok und erſten Lehrer an der evangeliſchen Schule zu Badersleben, 


Rigierungs⸗Bezirk Magdeburg, Graßhoff, das allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen 

Militär: Wo chenblatt.] v. d. Landen, Major a. D., zuletzt im 2. Wan. Regt., der 
Cha, als Oberſt⸗Lieut, beigelegt. v. Könneritz, Oberſt und Kmdr. der 15. Ldw. Brig., ge⸗ 
altet, die Unif. des 5. Inf. Regts beizubehalten, und iſt N bei dieſem Regt. à la suite zu 
ühren. — v. Webern, Gen. Major u. Komdr. der 3. Inf. Brig., mit Penflon der Abſchied 
bewiliigt. Hennig, Döbler, Hauptl. von der 1. Ing. Inſp., v. Moß, Hauptm. von der 
3. Ing. Inſp., Ruhlandt 1, Ruhlandt I., Haupl. von der 2. Ing. Inſp., erſteren 3 als 
Majors, ſämmtl. mit der Ing.⸗Unif. mit den vorſchr. Abz. f. V., Ausſicht auf Civilverſ., u. 
Penſton, der Abſchied bewilligt. 


Kammer⸗Verhandlungen. 


Erſte Kammer. Sitzung vom 13. Marz. 

Vorſitzender: Graf v. Rittberg. Am Miniſtertiſche: v. Weſtphalen, als Regierungs⸗Kommiſ⸗ 
ſarien: Sulzer, v. Wehrmann. i 5 N 

Den erften Theil der Tages⸗Ordnung bildet der Bericht der Finanz⸗Kommiſſton, betreffend 
einen Geſetz⸗Entwurf über die Aufbeingung des in der Rheinprovinz zu entrichtenden Beitrages 
zu den Rollen der Zuftizverwaltun ie Verſammlung ertheilt dieſem Geſetz-Entwurf ihre Ge⸗ 
nehmigung. — Hierauf folgt eine Interpellation des Abg. Dr. Klee, dahin gehend: Steht nach 
dem von der erſten Kammer am 3. April v. J. beſchloſſrnen Antrage noch im Laufe der gegen⸗ 
wärtigen Sitzungsperiode die Vorlage eines Geſetz- Entwurfs zu erwarten, durch welchen die 
Zwangsverbindlichkeit der Hausbeiger in der Provinz Poſen zum Beitritt 25 Provinzial⸗Feuer⸗ 
Sozietät aufgehoben wird.“ Nachdem der Miniſter des Innern erklärt, daß der Re „ ommiſsar 
Sulzer dieſelbe ſogleich beantworten werde, motivirt Dr. Klee dieſelbe damit, daß die Feuer⸗So⸗ 
E e ſchwer auf den Hausbeſitzern laſten und die Abhülfe auf legislativem Wege noch 
u dieſer Seſſſon dringend nothwendig erſcheine. Reg.⸗Kommiſſar Sulzer? das Bedürfniß der 
Regultrung dieſer Zwangsverbindlichkeiten hat ſich auch in den andern Provinzen herausgeſtellt; 
die Reglerung wird noch im Laufe dieſes Jabres einen bezüglichen Gefeg-Entwurf den Kammern 
vorlegen. — Darauf erſtattet der Abg. Koppe den Bericht der Agrar-Kommilfion über den An⸗ 
trag der Abg. Müller und Grafen Schulenburg, die Drainage der Fürſorge des Staatd-Mini- 
ſteriums zu empfehlen. Die Kommiſſion erkennt die Zweckmäßigkeit der Drainage, empfiehlt 
aber: in Erwägung der von dem Reg.⸗Kommiſſar gegebenen Auſſchlüſſe über die 855 Für⸗ 
ſorge far die Förderung der Drainage und in der Erwartung, daß das Miniſterium dieſe Fürs 
ſorge für die Förderung der Drainage noch erhöhen wird, über den Antrag zur Tagesordnung 
überzugehen. Koppe vertheidigt als Berichterſtatter den Kommiſſtons⸗Antrag, ebenſo Graf Burg- 
hauß, indem er die Hoffnung ausſpricht, die Regierung werde den betretenen Weg zur Hebung 
des Wohlſtandes nicht serien. Graf Schulenburg vertheidigt feinen Antrag, indem er die 
Vortheile der Drainage ausführlich darthut. Der Reg.⸗Kommiſſar ſtimmt dem Vorredner bei 
in Betreff der Bewilligung der engliſchen W bedeutender Summen an Gutsbeſitzer be⸗ 
ufs der Drainage; aber in England find Verhältniſſe, welche dieſe Beiſteuer der Regierung 


Unterflüßt; die Kammer geht zur Tagesordnuung Über. Der eingegangene Gejeg-Entwurf we“ von Wentzel, hetreffend den Artikel 54, deſſen Gründe er zu widerlegen fucht. — Wenzel noch. 
gen lache Senn, Went Stake wird der Juſtiz Kommiſſton zuertheilt. mals für 1 — — — v. Generel (Siegen) ae 10 bie Wogen anſtatt 
ER ächſte Sitzung Montag 114 Uhr. Diffiventen » Angelegeneiten » Antrag von Forſiner vom Könige, von dem Juſtizminiſter ernannt werden ſollen, was Reſchenſperger unterſtützt. Be⸗ 
nd Lette. . 13 ſeler erklärt ſich dagegen, weil durch dieſes Amendement eine ganz andere Baſis untergeſchoben 

weite Kammer. Sitzung vom 13. März. werde. Die Abſtimmung erfolgt hierauf über den Antrag Kellers (zu Art. 54), der abgelehnt 

Präsident: Graf Schwerin. Die Gemeindeordnungsvorlagen find in der Faſſung, welche wird, das Amendement von Holzbrink dagegen angenommen. Die hierauf beantragte na» 


-Ähnen die 1. Kammer gegeben, eingegangen. Es wird gegen die Anſicht des Zuftigminlftere bes mentliche Abſtimmung über das letztere ergiebt abermalige Annahme mit 121 gegen 116 Stim- 
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men. Der Antrag von Büchtemann wird ebenfalls angenommen, der von Rohden verwor⸗ 
fen, endlich der Art. 54 der Kommiſſton mit 116 gegen 108 Stimmen angenommen. (Schluß: 
4 Uhr. Nächſte Sitzung: Montag 10. Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen.) (C. B.) 


Berlin, 14. März. Geſtern Abends um 6 Uhr fand eine Sitzung im Staats⸗ 
Miniſterium ſtatt, welche mehrere Stunden dauerte. — Der Vertrag vom 1. März 
dieſes Jahres, wegen des Beitritts von Oldenburg zu dem Vertrage vom 7. Sep⸗ 
tember v. J. über die Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollverein iſt ratifi⸗ 
zirt, und die Ratifikations⸗Urkunden ſind am heutigen Tage hier ausgewech⸗ 


ſelt worden. (Preuß. Z.) 

Berlin, 13. März. [Hof- und Perſonal-⸗ Nachrichten. — Zur Tages⸗Chronik.] 
Geſtern nach beendeter Parade kehrten Se. Majeſtät der König und Ihre Majeftät die Königin 
wieder nach Charlottenburg zurück, woſelbſt um 3 Uhr im königl. Schloſſe Diner ſtatthatte, zu 
welchem die in der Parade geſtandenen Generale und Stabs Offiziere eingeladen waren. 
Abends beehrten Ihre Majettäten, Se. königl. Hoheit der Prinz von Preußen, der Prinz und 
die Prinzeſſin Karl von Preußen, ſo wie die Prinzen Georg und Friedrich von Preußen, Ed» 
nigliche been; die Vorſtellung des Ballets „die Danaiden“ im königlichen Opernhauſe mit 
Allerhöchſtihrer Gegenwart. 

Geftein Vormittag 97 Uhr empfingen Se. königl. Hoheit der Prinz von Preußen die Der 
putation, welche die erſte Kammer behufs Begrüßung Höͤchſtdeſſelben vor einiger Zeit ausgelooſt 
. Se. ae: Hoheit ſprachen anerkennende Worte über die konſervative Haltung der 

ammer aus. 4 

Der General⸗Major a. D. v. Webern ift aus Stettin, und der Regierungs-Vice-Präſtdent 
v. Wallach if eben daher hier eingetroffen. 7 

Der königliche däniſche Kammerherr und Hof⸗Jägermeiſter Graf v. Raben ift aus Nyſted 
hier angekommen. . N 

He) medlenburg-[hwerinfhe General-⸗Lieutenant v. Both iſt nach Ludwigsluſt 
von ereiſt. 

Der diefjeitige Geſandte am Bundestage, geheime Legationsrath v. Bismarck⸗Schönhauſen, 
wird, wie wir hören, ſchon morgen hier wieder eintreffen, um für einige Zeit der Berathung 
der zweiten Kammer beizuwohnen. 8 

er Legations Sekretär bei der dieſſeitigen Geſandtſchaft in Konſtantinopel, Baron v. Ro⸗ 
ſenberg, wird erſt ſpäter, wenn der neue Geſandte, Freiherr v. Wildenbruch, mit den Verhält⸗ 
niſſen in Konſtantinopel bekannt geworden ſein wird, den nachgeſuchten Urlaub erhalten. Von 
einer Sendung des Baron v. Roſenberg nach Aegypten iſt hier nichts bekannt. (N. Pr. Z.) 

Heute hatte der Meifter- und Gefellen» Borftand der Schneider Innung eine lange Audienz 
bei Sr. Excellenz dem Be Minifter-Präfidenten Freiherrn v. Manteuffel in Betreff ihrer In⸗ 
nungs⸗Angelegenheiten. Auch diesmal bildete die Beſchwerde über den Stadtrath Riſch und die 
neueſten Maßnahmen des Magiſtrats gegen dieſe Innung den Gegenſtand des Vortrages. 

Der zum Tode verurtheilte ehemalige Poſtillon Schall hat, wie die „Voſſ. Z.“ meldet, dem 
Unterſuchungsrichter jetzt ein 5 Geſtändniß abgelegt: er behauptet nämlich, er. habe 
die in der Zeit, wo man einige Wochen vorher den Leichnam des getödteten Ebermann gefuns 
den, enen Erbrechung und Beraubung der Fürſtengruft bei Deſſau, in Gemeinschaft mit 
dem als Zeugen im Prozeſſe aufgetretenen pieffer und mit Ebermann ausgeführt. — Der Ver 
theidiger des Verurtheilten, Juſtizkommiſſar Deycks, hat übrigens gegen das Urtheil die Nichtig ⸗ 
keitsbeſchwerde eingereicht. i (C. Z.) 

[Parlamentariſches.] Von den Grafen Dyhrn und Genoſſen if ſolgeuder Antrag ge⸗ 
ſtellt worden: „Die Kammer wolle beſchließen: in Gemäßheit des Artikels 82 der Verfaſſung 
eine beſondere Kommiſſion zur Unterſuchung der mit den Grundſätzen der Artikel 12, 19 und 
22 der Verfaſſung nicht im Einklang ſtehenden Regierungsmaßregeln in Betreff der diſſidenti⸗ 
ſchen (freien und deutſch-katholiſchen) Gemeinden zu ernennen.“ 

Es wird ein Antrag auf Beſteuerung der Eiſenbahnen gegenwärtig vorbereitet, der auf eine 

za reiche, . e namentlich der Fraktionen der rechten Seite, in der zweiten Kammer 
ählen dürfte. Es ſoll jedoch vom Handelsminiſter bereits hie beſilmmte Erklärung gegeben 
ein, daß die Regierung für die nächſte Zeit an eine Beſteuerung der Eiſenbahnen nit denke. 
Dieſe Beſteuerung iſt bekanntlich in dem Eiſenbahngeſetze von 1838 vorbehalten und wird auf 
deren Ausführung namentlich von Seiten derjenigen hingedrängt, welche ſich durch die neue 
Grundſteuergeſetzgebung beeinträchtigt halten. 

Die ſogenannte katholiſche Fraktion der zweiten Kammer erwartet, durch den Eintritt eines 
der talentvollſten Vertreter ihrer Intereſſen in Kurzem verſtärkt zu werden. Am 15. d. M. 
findet an Stelle des ausgeſchiedenen Abg. Amtmanns Dannhauſen zu Blankenau die Wahl 
eines Abgeordneten für die Kreiſe Hörter und Warburg in Weftfalen ſtatt. Nach Nachrichten, 


; Die 
ſammtheit die Geſetzgebung des Vereins ausmachen (Zollgefeg, Zollordnung, Zolltarif v.). e 
dritte Gruppe ht aus den reglementariſchen F ne welche auf Grund und & — 5 
führung der Geſetze und or aniſchen Einrichtungen Er en find, und welche den huliches 
von Verwaltungs⸗Maßregelu tragen (Begleitſchein-Regulativ, Niederlage-Regulativ, amt 185 
Waaren⸗Verzeichniß 2c.). In Bezug auf die erſten beiden Gruppen ſei unbedingt die Zuse 
migkeit erforderlich, und die dadurch herorgerufene Stabilität des Tarifs ſei gerade ein dan 
Anders iſt es bei der Auslegung der Geſetze und den een Nach 9 
Vorſchlägen der Denkſchrift würde ſonach bei den, von den Verein em gie zu faſſen . 
Beſchlüſſen: 1) die Unanimität erſorderlich bleiben Überall da, wo es ſich um Rechte der einge 
nen Staaten oder um Akte der Geſetzgebung handelt, alſo a. bei allen Verhandlungen über 55 
Grundverträge, b. bei Erlaß neuer oder Abänderung beſtehender Geſetze e Zollor 
nung, Zolltarif ꝛc.); 2) die Majorität entſcheidet da, wo es nur auf Fragen der X erwaltund 
ankommt, nämlich: a. bei Auslegung der Geſetze, b. bei dem Erlaß oder der Abänderun en 
mentariſcher Anordnungen. Was die Bildung einer Majorität angeht, ſo dürfte zu unter el 1 
fein zwiſchen dem Falle, wo es ſich um Auslegung oder Anwendung einer geſetzlichen oder admin er 
ven Vorſchrift und dem Falle, wo es ſich um Abänderung beſtehender, oder um den Erlaß neuer ® 10 
waltungs⸗Normen handelt. Im erſten Falle wird die einfache Majorität genügen müſſen, wenn 
der Zweck, nämlich die Herſtellung einer gleichmäßigen Handhabung bereits vorhandener 2 
ſchriften, erreicht werden ſoll; im zweiten Falle, wo dieſes Intereſſe nicht obwaltet, wo es ie 
mehr darauf ankommt, eine Vorſchrift erft neu zu ſchaffen, dürfte, zu mehrer Sicherung der be 
theiligten Intereſſen, eine Maforität von zwei Drittheilen oder drei Viertheilen zu erfordern ein 
In Anden auf das Maß der Stimmberechtigung der einzelnen Vereinsſtaaken endlich wird 
als unbeſtreitbar vorausgeſetzt werden dürfen, daß daſſelbe weder völlig gleich, noch lediglich nach 
dem Verhältniſſe der Bevölkerung beſtimmt fein kann, worüber man ſich des Näheren zu ver 
ſtändigen haben würde. 
III. Die Maßregeln wegen des Verkehrs mit Getreide ꝛc. in Theuerungdt 
eiten. Es handelt ſich dabei zuerſt um die Frage: ob eine Vereind-Regierung, welche von DEF 
efugniß Gebrauch macht, im Falle außerordentlicher Umſtände, insbeſondere bei einer ungewöbn⸗ 
lichen Theuerung, an den Grenzen gegen das Ausland zeitweiſe und allenfalls auch lokal Aus 
fuhrzölle von Getreide auf n ache Rechnung erheben zu laſſen, dieſen Zöllen auch das“ 
jenige Getreide zu unterwerfen berechtigt iſt, welches durch ihr Gebiet aus Vereinsſtaaten, in 
denen die Getreide⸗Ausfuhr nicht mit einem Zolle belegt worden iſt, nach dem Auslande geht. 
Zur Erledigung dieſer Frage wird für den Fall, daß nicht eine allſeitige Verzichtleiſtung auf 
jene Befugniß zu erreichen ſein ſollte, ein Uebereinkommen vorgeschlagen, durch welches einerjeil®, 
die Gegenſtände, welche bei einer ungewöhnlichen Theuerung einem Ausgangszolle unterworfen 
werden können, feſtgeſtellt, andererſeits nähere Beſtimmungen über die Bedingungen getroffen 
werden, unter welchen der Ausgangszoll auf ſolche Nahrungsſtoffe keine Anwendung findek, welche 
aus einem Vereins⸗Staate, der die Ausfuhr über ſeine Grenzen nicht erſchwert hat, über die 
Grenze oder Grenzſtrecke ausgeführt werden, auf welcher jener Zoll in Wirkſamkeit iſt. Ferner 
wird vorgeſchlagen, ſich dahin zu verſtändigen, daß in Zukunft bei eintretender Theuerung det 
Verkehr mit Getreide, Kartoffeln ꝛc. in keinem Zollvereins⸗Staate ſolchen polizeilichen Beſchrän⸗ 
kungen unterworfen werden ſoll, durch welche die a rare anderer Vereinsſtaaten ungünſti⸗ 
ger betroffen werden, als die eigenen Angehörigen. Sodann wird vorgeſchlagen, ſich dahin zu. 
verſtändigen, daß die zollfreie Einlaſſung von Getreide ſchon dann zuläſſig fein ſoll, wenn der 
Preis eines preußiſchen Scheffels Roggen den Betrag von zwei und einem halben Thaler erreicht 
(bisher 3 Rtlr.). Dagegen wird die allſeitige Verzichtleiſtung auf den Vorbehalt gewünſcht, nas 
welchem beim Anſteigen der Roggenpreiſe bis zu dem Satze von 4 Rtlr. für den preuß. Sch + 
fel, Reis auf gemeinſchaftliche Rechnung zollfrei vom Auslande eingelaſſen werden kann. End 
lich wird auch die Beſeitigung des Vorbehalts gewünſcht, nach welchem nach Bedürfniß auf ein“ 
zelnen Grenzſtrecken eine dauernde Ermäßigung des tarifmäßigen Eingangs zolles von fremdem 
Getreide einſeltig von einzelnen Regierungen angeordnet werden kann. g 

IV. In Beziehung auf die Errichtung von Zollvereins⸗Konfulaten werden als 
Geſichtspunkte, die in Erwägung zu nehmen ſind, folgende hingeſtellt: Mit der Errichtung von 
beſoldeten, durch consules missi zu beſetzenden Zollvereins⸗Konſulaten wird vorerſt nur an den 
für die Intereſſen des Vereins wichtigeren Punkten vorzugehen fein, etwa in der Weiſe, daß für 
die bedeutenderen Länder ein Generaltsnfüt eingelegt wird, der den Centralpunkt des Konſular⸗ 
weſens in dem betreffenden Lande bildet. Von dieſem Generalkonſul würden an den verſchiede— 
nen Punkten des Landes unbeſoldete Konſuln oder Vice⸗Konſuln reſſortiren, welche aus der Reihe 
der ortsangeſeſſenen Kaufleute gewählt werden könnten. Sowohl die bezeichneten Generalkonſuln, 
wie die anderen Konſularbeamten der erwähnten Art, würden als Organe der geſammten Zollver⸗ 
einsſtaaten aufzutreten, und die gemeinſamen Intereſſen aller Vereinsſtaaten eben ſowohl, wie die 
beſondern Intereſſen einzelner unter denſelben, wahrzunehmen haben. Je nachdem beſondere Intereſ, 
fen bei dem einen oder dem anderen Punkte obwalten oder vorwiegen, würde darauf jedenfa 
ſpezielle Rückſicht zu nehmen ſein. Für die Ausfertigung der Patente würde ſich empfe fel, 


die hierher gelangt find, hat der Appellationsgerichtsrath Reichenſperger in Köln, ein Bruder daß j let · 
N D jeder Vereinsſtaat ein Patent für den erwählten Konful ausſtellt. Mit der Berathung 
% 


Fälle einer etwaigen Entlaſſung zuſammen. Die hauptſächlichen auf die organiſche Einrichtung 
und Ausbildung des Vereinskonſularweſens bezüglichen Angelegenheiten könnten auf den alljähr. 
lichen Generalkonferenzen erledigt werden. Judeß ſcheint es für die Vorbereitung derſelben, io 
wie für die Erledigung der vorkommenden, ſchleuniger Regulirung bedürfenden Fragen 

für die Bearbeitung der kurrenten Geſchäfte unumgänglich, eine anderweite Einrichtung zu tref» 
fen, weiche in der Weile herbeizuführen fein dürfte, daß für dieſe vorerſt wohl nicht ſehr um, 
fangreichen Arbeiten ein beſonderer Beamter dem Centralbureau beigegeben würde. Die Jahres⸗ 
Berichte, ſo wie überhaupt die Berichte von allgemeinem Intereſſe, würden an das Central⸗ 
Bureau zu richten und von letzterem in Abſchriflen oder Addrücken an die Vercinsregierungen 


der zweiten Kammer. Seit 1850, wo er in Erfurt als einer der Führer der großdeutſchen 
Parkei thätig war, bat er eine parlamentariſche Wirkſamkeit nicht geübt. 
Der unermüdliche Dr. Klee hat in der erſten Kammer an den Miniſter des Innern folgende 
Juterpellatlon eingebracht: „Steht nach dem von der erften Kammer am 3. April v. J. be 
. — Antrage noch im Laufe der gegenwärtigen Sitzungsperiode die Vorlage eines Geſetz⸗ 
Entwurfs zu erwarten, durch welchen die Zwangoverbindlichkeit der Hausbeſitzer in der Provinz 
Poſen zum Beitritt zur Provinzial⸗Feuer⸗Sociekät aufgehoben wird?“ 
Berlin, 13. März. [Die Anträge der preuß. Regierung für die Zoll⸗Konfe⸗ 
renzen.] Das Cirkularſchreiben vom 6. d. M., welches die Einladung zu den hier bevorſtehen⸗ 
den Zollvereins-Konferenzen enthält, verwies auf eine beigelegte Denkſchrift, welche die Anträge 
der preußiſchen Regierung für die Konferenzen enthielt. Die „Pr. (Adler⸗) Ztg.“ bringt dieſelbe 
heute im Auszuge, und wir theilen daraus Folgendes mit: 
1. Die Vereinigung des Steuervereins mit dem Zollverein betreffend, hebt die 
Denkſchrift diejenigen Punkte aus dem Vertrage vom 7. September hervor, welche entweder Ab⸗ 
weichungen von den Daunen der Vereinsverträge oder Aenderungen in der Geſetzgebung 
enthalten, oder endlich ſich auf die theils im Vertrage verabredeten, theils noch zu verabredenden 
Vollzugs maßregeln beziehen, nämlich: von Franzbranntwein auf 8 Thlr. vom Ctnr., von Wein, 
Moſt und Cider auf 6 Thlr., von rohem Kaffee und Kaffee⸗Surrogaten auf 5 Thlr. (unter 
Beibehaltung des Satzes von 6% Thlr. für den Etr. bei Cacao in Bohnen und Cacaoſchalen), 
von Syrup auf 2 Thlr., von unbearbeiteten Tabaksblättern und Stengeln auf 4 Thlr., von Thee 
auf 8 Thlr., endlich auf Feſtſetzung gewiſſer ermäßigter Sätze für den Eingang von Füllen unter 
einem Jahre, von mageren Ochſen, Kühen und Rindern auf der e von Harburg bis 
Leer. Feſtſetzung der rege von Schafwolle, rohe und gekämmte auf 10 Sgr. vom 
Str. Außerdem kommen zur Berathung die Fragen wegen Reduktion des Rabalts für Wein⸗ 
Großhändler, wegen Bewilligung von Schiffsbau⸗Prämien, wegen künftiger Beſteuerung des 
Rübenzuckers und wegen Ermäßigung der Ausfuhr⸗Vergütung für Tabaksfabrikate in Folge der 
oben erwähnten Herabſetzung der 0 an d von rohen Tabaksblättern und Stengeln. 
Die Vollzugs⸗Maßregeln beziehen ſich auf die Abreden wegen Vermeidung einer Nachſteuer, 
wegen Regulirung der Zoll⸗Ausſchüſſe, wegen zollfreier Zurückführung unverkaufter Bergbau⸗ 
und Hüttenprodukte und Getreidearten, wegen Alimentirung der außer Funktion tretenden Beam⸗ 
ten, wegen der Zoll-Organiſation in Hannover und Oldenburg und wegen der zollfreien Ein⸗ 
fuhr der zur Vollendung der hannoverſchen Staats -Eiſenbahn noch erforderlichen Eiſenbahnſchienen. 
u. Die Bildung verbindlicher Beſchlüſſe unter den Vereind-Regierungen. 


gen berühren, würden direkt an dieſe zu richten fein. Es wird Bedacht zu neh, 
men fein auf Herbeiführung gleichförmiger Grundſäße in Betreff der Konſularverwal, 
tung überhaupt, fo wie in Anſehung der zu erhebenden Gebühren, ferner wegen 
der den Konſularbeamten beizulegenden Befugniſſe in adminiſtrativer und richterlicher 
Beziehung, wegen der Unterſtützung bülfsbedürſtiger Unterthanen im Auslande, des Ber’ 
haltens gegen Matrofen, Auswanderer u. |. w. Die Koſten anlangend, fo dürfte es ſich empfeh⸗ 
len, daß die an der See gelegenen Zollvereinsſkaaten, aus Rücksicht auf die ihrerſeits in Der 
hältnißmäßig größerem Umfange an die Konſulate zu richtenden Anforderungen eine gewiſſe Rate 
der entſtehenden Kosten, vielleicht ein Orittheil, auf eigene Rechnung vorweg übernehmen, wäh 
rend das Uebrige, alſo, bei Annahme jenes Drlttheils, zwei Drittheile auf ſämmtliche Zollvereins, 
ftaaten — Einſchluß der an der See gelegenen) nach dem Maßſtabe der Bevölkerung zu ver 


theilen ſein würden. 
Deut ſchland. 


Frankfurt, 11. März. [Bundestag.] In Folge eines in der Sitzung a 
6. d. M. gefaßten Beſchluſſes wird nun wöchentlich, wie früher, an einem beſtimmteln 
Tage, und zwar am Donnerſtage, eine Sitzung der Bundesverſammlung ſtattfinden 
auch heute wurde eine ſolche Sitzung gehalten, welche nur kurze Zeit dauerte. 

[Zur Flotten⸗ Angelegenheit.] Die „Preuß. 3.“ theilt die bereits erwähn, 
Erklärung, welche der preußiſche Bundestagsgeſandte in der Bu eiten 
Sitzung vom 6. März über den Beitritt Preußens zum Nordſee-Flotteuver k! 
abgegeben hat, mit. Wir ſehen daraus, daß Preußen ſich für den Fall, daß ein Star 


Die Befeitigung der beſtehenden Mipftände darf nicht auf einem Wege geſucht werden, der mit tenverein zum Behufe der Bildung einer Nordſeeflotte zu Stande kommt, auch bereit 
dem Charakter des Zollvereind als einer Verbindung ſouverainer Staaten zu einem gemein- t, ſich neben ſei 5 ür ſei 5 0 otte nach 
ſamen Zoll. und Handelsſoſtem in Widerſpruch ſtehen würde. Aus dieſem Grunde wird die anne 10 Ieitn Ae en e en eee EEENEE Nordfefl 


dem Verhältniß von 50 pCt. der Matrikel zu betheiligen; daß es aber, wenn bie 2 7 
Ablauf der bis zum 31. d. M. zur Inſtruktionseinholung geſtellten Friſt eine Ge = 
heit darüber wiederum nicht erlangt fein würde, ob und was eine jede der konkurrie 
den Regierungen für den gemeinſamen Zweck aufbringen will, jede Hoffnung ider 
Zustandekommen eines Nordſee⸗Flottenvereins würde aufgeben, und dann nicht MER, 
anftehen müſſen, feine disponiblen Mittel lediglich der Oſtſee⸗Flotte zuzuwenden, 


Geſandte trägt daher ſchließlich darauf an, daß die betheiligten Herren Bundestags- Ge 


Bildung eines mit Verwaltungs beſugniſſen verſehenen ſtändigen Centralorgans als unzweckmäßt 
erkannt. Was die Frage angeht, ob der im Zoüverein geltende Grundlah, wonach 15 Shane 
eines verbindlichen Beſchluſſes auf den General⸗Konferenzen die alljeitige Uebereinſtimmung 
erſorderlich iſt, zu mopiſtziren ſei, jo vertheilt die Denkſchrift die Angelegenheiten, über welche 
ſolche Beſchlüſſe gefaßt werden können, unter drei Geſchtspuntte. Die erfte Stelle nehmen die 
Grundverträge ein, die Verträge, durch welche der Zollverein gebildet und kraft deren er fort⸗ 
geſetzt if. Sie bilden die Verfaſſung des Vereins. In zweiter Linie ſtehen die zur Ausführung 
der Grundverträge vereinbarten Geſetze und organiſchen Einrichtungen, welche in ihrer Ge⸗ 


— 


mitzutheilen fein. Berichte über Angelegenheiten, die nur das Intereſſe einzelner Regierün. 


men. I 


ſundten bis ſpäteſtens zum 31. März d. J. Inſtruktion und Vollmacht darüber einho⸗ 

wollen, ob, eventuell in welchem Umfange und in welcher Art und Weiſe ihre höch⸗ 

n und hohen Regierungen mit Rückſicht auf die vorſtehend von Preußen gemachten 
nerbietungen dem Nordſeeflotten⸗Verein beizutreten bereit ſind.“ 

Die „Hannov. Ztg.“ theilt nun auch das Schreiben der kgl. hannoverſchen 
Regierun g vom 29, Februar an ſämmtliche deutſche Regierungen, mit Ausnahme 
Deſterreichs und Preußens, ſowie Holſteins und Luxemburgs mit, durch 
welches dieſe Regierungen eingeladen werden, auf den 20. d. M. Bevollmächtigte Be⸗ 
hufs der Beſchlußnahme über die Bildung eines Nordſeeflottenvereins nach Hanno⸗ 
der abzuordnen. 

Aeußerem Vernehmen nach, ſchreibt die O. P. A. Z., hat Preußen die Summe 
von 160,000 fl. als eventuelle Abſchlagszahlung auf die Schiffe „Eckernförde“ und 
„Barbaroſſa“ angewieſen. . 

München, 9. März. Man ſchreibt der O. P. A. Z.: Die geſtrige Nachricht 
über einen ſehr nahe bevorſtehenden Miniſterwechſel, wird heute von verſchiedenen 

eiten beſtätigt. Demzufolge wäre es außer Zweifel, daß bezüglich mehrerer wichtigen 

ragen, namentlich aber bezüglich der Zollverhältniſſe, Meinungsverſchiedenheit zwiſchen 
der Krone und den Miniſtern herrſche, die wahrſcheinlich nur durch einen Miniſterwech⸗ 
el zu beſeitigen wäre. Man nennt auch bereits verſchiedene Staatsmänner als die 

achfolger der jetzigen Miniſter, und ſetzt bei, daß das neue Miniſterium den Anſichten 
der preußiſchen Regierung günſtiger wäre, als das bisherige. 

Aus Franken, 8. März, ſchreibt das „Mainzer Journal“: Die Miſſion 
in Münnerſtadt, durch die hochwürdigen Patres Roder und Zeil mit einem ganz außer⸗ 
ordentlichen Erfolge abgehalten, iſt ſeit einigen Tagen beendet; aber damit ſind auch 
vor der Hand alle, durch die Jefuiten zu leitenden Miſſionen in Baiern 
geſchloſſen. Während das königl. Miniſterium und beſonders der Präſident, Freiherr 
don Zu⸗Rhein, auf das entſchiedenſte und wärmſte für dieſelben ſich ausgeſprochen ha⸗ 
ben, ſoll dieſer Tage ein im allerhöchſten Auftrage gefertigtes Schreiben in Würz⸗ 
burg eingetroffen fein, des Inhalts: Se. Majeſtät verſehe ſich, daß bei noch abzuhal⸗ 
* Miſſionen der hochwürdige Herr Biſchof von Jeſuitenmiſſionen Umgang neh— 
men werde. 8 

Mainz, 10. März. Heute paſſirten abermals 700 Perſonen unſere Stadt, 
welche aus Baden und Würtemberg nach den vereinigten Staaten von Amerika 
auswandern. Für den nächſten Monat werden wieder einige Hundert aus dem 
Großherzogthum Baden auf Staatskoſten nach Amerika befördert werden. (O.⸗P.⸗A. 3.) 
Karlsruhe, 10. März. [Der Landtag! neigt ſich nun zu Ende. Die noch 
rückſtändigen Arbeiten werden mit verdoppeltem Eifer betrieben und ſogar Abend⸗ 
Sitzungen abgehalten, um ſchnell aufzuarbeiten. Wahrſcheinlich wird am 20. d. M. 
der Schluß der Sitzungen erfolgen. Ob an dieſer Beſchleunigung der nahe Ablauf 
des Kriegszuſtandes, welcher bei einer weiteren Dauer des Landtages noch einmal 
der Genehmigung der Kammern unterliegen würde, ſchuld iſt, wird wohl mehrfach be⸗ 

auptet, allein wir glauben, mit Unrecht, da die Regierung, wie man vernimmt, ent⸗ 
ſchloſſen iſt, die baldige Rückkehr zum ordentlichen Zuſtande eintreten zu laſſen, und nur 

das Unwohlſein des Großherzogs hierin eine Verzögerung herbeiführt. (Köln. Z.) 

Dresden, 11. März. Die erſte Kammer begann heute die Berathung des 
Berichts der dritten Deputation (Referent v. Rochow) über zwei Petitionen chtiſtlicher 
Kaufleute und Gewerbetreibender auf Maßregeln gegen „das gefährliche Ueber⸗ 

andnehmen des jüdiſchen Einfluſſes auf Handel und Gewerbe.“ Die 
Deputation beantragte, die Kammer wolle beſchließen: „In Verbindung mit der 
dweiten Kammer die eingegangenen Petitionen an die Staatsregierung mit dem Anz 
trage abzugeben: ſelbige wolle zum nächſten ordentlichen Landtage eine die Verhältniſſe 
owohl der inländiſchen als der ausländiſchen Juden definitiv regelnde Vorlage an die 
Stände bringen, und dabei den Klagen der cheiſtlichen Bevölkerung über zunehmenden 
Einfluß der Juden im Handel und Gewerbe möglichſt chunliche Abhülfe verſchaffen.“ 
Die Verhandlungen über dieſen Antrag wurden in dieſer Sitzung nicht zu Ende gebracht. 
Bremen, 11. März. Unſere ganze Stadt iſt über den Gewaltakt des Senats 
gegen Paſtor Dulon natürlich in großer Aufregung. Wohin man hört, iſt nur von 
dieſer Angelegenheit die Rede. Dulon ſelbſt iſt'ungebeugt, ja er zeigt ſich, wenn möglich, 
noch lebendiger von der Wahrheit und dem Siege ſeiner Lehre durchdrungen. Sollte 
der Senat auf dem eingeſchlagenen Wege beharren, woran bei ſeinen auswärtigen 
Stützpunkten kaum zu zweifeln iſt, und ſollte Dulon's Amtsentſetzung perfekt werden, 
ſo iſt an der Bildung einer großen freien Gemeinde nicht zu zweifeln. Der 
Beſchluß der Bürgerſchaft und eine Petition mit 10,000 Unterſchriften würde in an⸗ 
5 deren Zeiten dem Senat zeigen, daß er ſich auf falſchem Wege befinde, aber in heuti⸗ 
gen Tagen wird es hier, wie anderswo, nicht helfen, wenn es ſich auch noch dazu ber 
ſtätigt, daß noch drei hieſige Geiſtliche gegen die Schritte des Senats ebenfalls Proteft 
eingelegt haben. — Dulon's Reden am Grabe Seemann's, im Bürger- und demo⸗ 
kratiſchen Vereine am 8. März gehalten, ſind im Druck erſchienen, und athmen eine 
ſtaunenswerthe Zuverſicht. In beiden Vereinen ſang man am Schluß ſeines Vortrags: 
„Eine feſte Burg iſt unſer Gott. (8. f. N.) 
AZ3u unſerem geſtrigen Bericht haben wir noch nachzutragen, daß außer dem Antrag 
des Herrn Wiſchmann in Bezug auf die Suspenſion Paſtor Dulon's auch eine Ein⸗ 
gabe vorlag, in welcher 70 Mitglieder der U. L. Frauen-Gemeinde die Bürgerſchaft 
auffordern, fie auf Grund der Art. 68 und 69 der Verfaſſung in ihren verletzten Rech⸗ 
ten zu ſchützen. (Weſer⸗Ztg.) 
Dänemark. 
Kopenhagen, 9. März, Abends. Im Volksthing ſtand heute die erſte Berathung des 
Adreßvorſchlages auf der Tagesordnung. Nachdem Kampmann den Adreßvorſchlag motivirt 
batte, nahm der Premier⸗Miniſter (Bluhme) das Wort und bemerkte, daß das Miniſterium ſich 
ewußt ſei, den redlichen Willen zur Ausführung des königlichen Manifeftes zu haben, aber es 
une ſich felbft darüber kein Zeugniß geben. Colle es geſchehen, daß das Miniſterium für 
chwach erklärt wurde, fo würde es ſchweigen müſſen. Er dürfe verſichern, daß Niemand im 
eßigen Kabinet ein beſonderes Zutrauen zu feiner eigenen Tüchtigkeit habe. Aber die Tüchtig 
eit, um die es ſich handle, ſei nicht die des Genies, ſondern eine prakliſche Tüchtigkeit, die 
enntniß deſſen, was in der gegenwärtigen Lage Europa's und unter den jetzigen Verhältniſſen 

Dänemarks praktiſch durchführbar ſei. Sei dieſe Tüchtigkeit vorhanden, fo könne das Land ge⸗ 

1 werden. Der Antragſteller habe ausgeſprochen, daß man durch die Adreſſe nicht das kö⸗ 
he Manifeft bekämpfen, ſondern nur dafür ſorgen wolle, daß redlihe Männer ans Ruder 

* daflr Adi zur Ausführung brachten. Er fand nun, e vorhanden ſein müßten, 
a Ben sein Mißtrauensvotum gegen das Minifterium auenufbrechen, Darnach 

Nicht beſriedigend e Alen Die Erklärungen, die das Miniſterium bisher 7 waren 
dem a 60 gend. Er habe geäußert, daß er im Beſitze der urthwendigen Akten cke ſei, die er 

Reichstage vorlegen könne; aber er habe zugleich ausgeſprochen, daß die Regierung des 


* 


Körigs fie dem jetzigen Reichstage 10 vorlegen wolle. Die mit den deutſchen Großm a. 
geführten Unterhandlungen feien noch nicht beendigt. Jeder wiſſe ja, daß der deutſche Bund die ſchließ⸗ 
iche Entſcheidung habe, daß demſelben Rechenſchaft abgelegt werden müſſe. So lange dies nicht 
eſchehen Lage e die Regierung die Aktenſtücke nicht vorlegen. Die Vorlegung der Aktenſtücke 
Önnte die Sache verwickeln; es ſei ja dem Thing bekannt, daß wir der Hülfe des Auslandes 
bedürften, um definitiv vermittelſt der Erbfolge die Integrität des Reichs zu ſichern. Die Erb» 
folgefrage könnten wir nicht auf eigne Hand entſcheiden. Könnte nun angenommen werden, 
daß die Entſcheidung der 1 e erſchwert werden könne, ſo könnte die Regierung des 
Königs, wenngleich gegen ihren Wunſch, die Aktenſtücke nicht vorlegen. Der Antragſteller habe 
die Geſammtverfaſſung berührt. Der König wolle dieſelbe dem Reichstage ſobald als möglich 
vorlegen; aber die Zeit müſſe erſt vorbereitet werden. Die Zeit der Unterhandlungen müſſe erſt 
vorbereitet ſein, ehe die Verfaſſung vorgelegt werden könne. Das Ausland könne leicht die Sache 
als präfudicirt betrachten, wenn die Regierung ſich zuerſt an den Reichstag wende, und leicht 
beſorgen, daß das Manifeſt vom 28. Jan. nicht werde aufrecht erhalten werden. Es ſei ja doch 
ſehr mißlich, wenn der Reichstag nun für den Augenblick ſelbſt blos über die Grundſätze und 
dle leitenden Gedanken in der Geſammtverfaſſung debattiren wollte. Um zu einem dauernden 
Reſultate zu gelangen, müſſe man ſich davor hüten, das Mißvergnügen des Auslandes zu wecken, 
welches die Sache dadurch, daß der Reichstag zuerſt gehört worden, präjudicirt finden könne. 
Die Regierung des Königs müſſe deshalb über den zur Vorlegung der Geſammtverfaſſung an⸗ 
gemeſſenſten Zeitpunkt urtheilen. Es fer in der Adreſſe berührt, daß das Manifeſt vom 28. Ja⸗ 
nuar eine Aufgebung der früheren Politik enthalte. Aber ſeit dem März 1848 ſei eine ſehr ver⸗ 
ſchiedene Politik befolgt worden. Damals war es in den Zeitverhältniffen vollkommen begründet, 
eine nahe konſtitutionelle Verbindung zwiſchen Schleswig und Dänemark zu ſuchen und 
Holſtein unter das deutſche Parlament kommen zu laſſen. Seit jener Zeit war unſere Po- 
litik verändert worden, wie andere Veränderungen bei der Lenkung des Schickſals und dem 
Gange der Begebenheiten eintreten. In der Zeit, die zwiſchen dem Waffenſtillſtande von 1849 
und dem Friedens⸗Traktat von 1850 verlief, ſuchte man noch ſo viel als möglich von der reprä⸗ 
ſentativen Verbindung zwiſchen Schleswig und Dänemark zu retten, indeß wurde darüber Nichts 
im Friedens⸗Vertrage ausgeſprochen; es wurde ein Vorbehalt gemacht. Jetzt ſei vom Auslande 
die Trennung Schleswigs von Holſtein in adminiſtrativer und judicieller Beziehung und die An⸗ 
erkennung der Integrität der Monarchie vermittelſt des Geſammtſtaates erreicht; man ſei zu der 
Ueberzeugung gelangt, daß dieſer Weg der einzige war, der eingeſchlagen werden konnte. Die 
Regierung des Königs ſei zu dem Reſultat gekommen, daß es das Beste war, was erreicht, das 
Einzige, was unwiderleglich in Ruhe und Frieden erreicht werden konnte. Der Premierminiſter 
ſchloß ſeinen Vortrag damit, daß er die Anſicht ausſprach, daß es gefährlich ſein könne, das 
Miniſterium jetzt zu entfernen, während er nicht meinte, daß es ſpäter jo gefährlich fein würde. 

Hierauf ließen ſich Grundtvig und Schack gegen das Miniſterjum vernehmen. Alsdann 
vertheidigte Otterſtröm die Adreſſe, Tſcherning dagegen das Miniſterium, worauf der Premier⸗ 
Miniſter noch einige nähere Erklärungen gab. Dann ergriff Lehmann das Wort; er ſowohl 
als Clauſen wandten ſich hauptſächlich gegen Tſcherning. — Da noch eine große Anzahl Redner 
eingeſchrieben war, ſetzte der Präſident die Sitzung auf Abends 7 Ubr aus. 

Geſtern wurde auch im Landsthing eine von M. P. Brunn, Kinkergaard, Krabbe, Köſter 
und Tang eingereichte (mit der des Volksthing gleichlautende) Adreſſe an den König angekündigt. 

11. März Vormittags. Die Debatte in der vorgeſtrigen Abendſitzung des Volks things 
ſchloß damit, daß der Adreßvorſchlag durch Namensaufruf mit 61 gegen 21 Stimmen zur 
zweiten Berathung verwieſen wurde. (Börſenhalle.) 


Ge ſter rei ch. 


O. C. Wien, 13. März. Unter dem Titel „Ueberſicht der Veränderungen in 
der Verfaſſung, Adminiſtration und dem Haushalte der öſterreichiſchen Monarchie vom 
März 1851 bis März 1852“ iſt eine kleine Schrift von Hrn. Joſ. Ritter v. Hauer 
erſchienen, die in ihrem hiſtoriſchen Theile manches Intereſſante bietet. Seite 17 ver⸗ 
läßt der geehrte Verfaſſer übrigens plötzlich den Weg der geſchichtlichen Darſtellung und 
ergeht ſich in einem eben ſo eigenthümlichen als unausführbaren Vorſchlage zur angeb⸗ 
lichen Verbeſſerung und Regelung des Geldweſens, der in nichts Geringerem beſteht, 
als in der Reduzirung der Conventionswährung auf die ſogenannte Reichswährung im 
Verhältniſſe von 120 zu 100. Obgleich Jeder, der nur einigermaßen Gelegenheit hat, 
die Grundſätze, welche die öſterr. Finanzverwaltung leiten, zu beurtheilen, von vorn⸗ 
herein die Verwerflichkeit eines ſolchen Vorſchlages durchſchauen muß, ſo können wir 
doch nicht umhin, mit der größten Beſtimmtheit auszuſprechen, daß unſeres Wiſſens 
die k. k. Finanzverwaltung die eben beſprochene Anſicht durchaus nicht theilt. Die 
Richtung, welche die Finanzverwaltung in der Geldfrage eingeſchlagen hat, iſt klar. 
Nicht die Herabſetzung, ſondern die Erhebung des Papiergeldes zu feinem natür⸗ 
lichen Silberwerthe, hat ſie ſich zum unverrückbaren Ziele geſetzt. Auf dieſem Wege 
wird ſie beharren, unbeirrt durch ungünſtige Börſenſchwankungen, die ſich jetzt oder in 
Zukunft noch am Vorabende wichtiger Maßnahmen ergeben könnten, da doch bekannt⸗ 
lich ein großer Theil des Publikums in Geldſachen ſtets ungeduldig und leicht erregbar 
iſt. Wenn der Verfaſſer Seite 18 beifügt, daß ſein Vorſchlag, wenn die Stimme 
jedes Einzelnen darüber in der Monarchie gehört werden könnte, eine ungeheure Ma⸗ 
jorität für ſich haben würde, ſo müſſen wir dies nicht nur in Zweifel ziehen, ſondern 
noch offen ausſprechen, daß wir von der Ausführung ſeines Planes eher eine rapide, 
weit über die willkürlich gezogene Grenze hinausſchreitende Entwerthung der Geldzeichen 
befürchten, als irgend einen Vortheil erwarten würden, da der ſtärkſte, zuverläſſigſte 
Pfeiler in Geldangelegenheiten, das Vertrauen, dadurch gebrochen würde. 

Nach dem kürzlich erſchienenen „catalogus dispersae provinciae austriacae so- 
cietatis Jesu ineunte anno 1852“ befinden ſich gegenwärtig im Jeſuiten⸗ Orden 
139 Oeſterreicher, worunter 70 Prieſter, 28 Scholaſtiker und 41 Coadjutoren. Der 
Vorſteher des Ordens in Oeſterreich iſt der Pater Peter Lange, welchem vier Conſulto⸗ 
ren zur Seite ſtehen. Von den oben aufgezählten Ordensprieſtern fungiren einer in 
Afrika, 28 in Amerika und 3 in Auſtralien als Miſſionäre der katholiſchen Religion. 

Die k. k. Statthalterei der Lombardei macht bekannt, daß § 10 der Verordnung 
Sr. Exc. des Herrn F.⸗M. Grafen Radetzky vom 19. Januar d. J. in dem Sinne 
zu nehmen ſei, daß ſardiniſche Schiffe bis auf weitere Anordnung innerhalb der Ent⸗ 
fernung von 200 Meter des lombardiſchen Geſtades des Lago Maggiore weder Anker 
werfen noch durch was immer für ein anderes Mittel anhalten, und weder Waaren 
oder Perſonen ausſchiffen oder einnehmen dürfen. 1 > 

Se. Majeſtät hat mit allethöchſter Entſchließung vom 10. d. M. zu Trieſt bewil⸗ 
liget, daß die Rekrutenſtellung für dieſe Stadt und ihr Gebiet erſt mit dem Jahre 
1858 aus Rückſicht auf die dortigen eigenthümlichen Bevölkerungs⸗Verhältniſſe zu be⸗ 


ginnen habe. 
Frankreich. 


Paris, II. März. (Gerüchte. — Die Differenzen mit der Schweiz 
beſeitigt. — Vermiſchtes.] Man trägt ſich heute mit zwei ſehr bedeutungsvollen 
Gerüchten. Das eine verkündet den bevorſtehenden Rücktritt Perfignys und feine Er⸗ 
ſetzung durch den gegenwärtigen Rhone⸗Präfekten, Herrn v. Vincent; das andere Ger 
rücht verkündet mit nächſtem ein Dekret, wodurch verboten würde, wegen irgend 
einer Maßregel, die ſich auf ein Dekret des Präſidenten gründet, bei den Gerichten 
Beſchwerde zu führen. 


Wie begreiflich, wäre die Abſicht dieſes Verbots, zu verhindern, daß man wegen der 
orleans'ſchen Konfiskation ſich an die Gerichte wendet. 

Uebrigens beſtätigt es ſich heut vollkommen, daß die Differenzen mit der 
Schweiz ausgeglichen ſind. Ein berner Brief vom 9. im „Journ. d. Deb.“ 
zeigt an, daß der Bundesrath einen Beſchluß gefaßt habe, welcher als eine der franz. 
Regierung gegebene Genugthuung angeſehen werden könne. Dennoch würde der Bun⸗ 
desrath ſehr energiſche Schritte gegen den genfer Diktator, James Fazy, ergreifen, 
welcher ſich weigert, den Befehlen der Bundesregierung in Betreff der Flüchtlinge Folge 

u leiſten. a 0 
! X. Bundeskommiſſar Trog in Genf hat über deffen Gebahren einen nichts mes 
niger als erfreulichen Bericht abgeſtattet und man wird deshalb ein Ultimatum an 
die genfer Regierung erlaſſen. 

Ja es geht ſogar die Rede, daß eine Okkupation Genfs durch Bundestruppen 
nicht unmöglich wäre. 

Der „Moniteur“ bringt ein Dekret, welches eine Subſidie ven 1,670,000 Fr. ver⸗ 
langt, um einen Verbindungsweg zwiſchen den innern Boulevards und dem ſtraßburger 
Eiſenbahnhofe anlegen zu können. 

Das Dekret in Betreff der Reorganiſation des öffentlichen Unterrichts hat die kleri— 
kale Partei wenig, am meiſten die Legitimiſten befriedigt. ; 

Wie das „Journal des Debats“ berichtet, hat der Miniſter des öffentlichen Unter⸗ 
richts bei St. Marc Girardin alle Schritte gethan, um ihn zu bewegen, die Stelle 
als General⸗Inſpektor des höhern Unterrichts in der Sektion der Wiſſenſchaften anzu⸗ 
nehmen; St. Marc Girardin glaubte aber, ſich von ſeinen ehemaligen Kollegen der 
durch das neue Dekret unterdrückten permanenten Sektion nicht trennen zu dürfen. 

Er bleibt Profeſſor an der Fakultät der Wiſſenſchaften und in den obern Rath als 
Mitglied berufen, wird er die unentgeltlichen Funktionen, welche das neue Dekret den 
Mitgliedern dieſes Raths bewahrt, verſehen. 1 

Die HH. Victor Couſin, Orfila und Dubois, die zum ehemaligen obern 
Rath als Mitglieder der permanenten Kommiſſion gehörten, ſind in den neuen Rath 
nicht berufen; ein ſehr bedenklicher Umſtand, da dieſe drei Männer durch ihr Talent 
und ihre Kenntniſſe der Univerſität fo große Dienſte geleiftet haben. 

Uebrigens iſt das in Rede ſtehende Dekret ſicher nicht das erwartete Geſetz über die 
Reorganiſation des öffentlichen Unterrichts, aber nichtsdeſtoweniger der Todesſtoß für 
die Univerſität. Die Univerſität, welche ein Staat im Staate war, ſeine Privi⸗ 
legien, ſeine Gerichtsbarkeit hatte, ſeine Grade nur nach Mitbewerbung oder Wahl er⸗ 
theilte und für gewiſſe Mitglieder das Privilegium der Inamovibilität beſaß, beſteht ſie 
wohl noch, nachdem alles dies genommen iſt? Jetzt, wo der Präſident oder der Mi⸗ 
niſter allein die Stellen vergiebt oder Profeſſoren abſetzt, jetzt, wo kein Rekurs an den 
hohen Rath oder akademiſchen Senat mehr exiſtirt? Die Initiative, die Machtvoll⸗ 
kommenheit und Uebermacht, die der Univerſität ihre Unabhängigkeit verſchaffte, iſt von 
dem Staatsoberhaupte wieder in ſeine Hände genommen, welcher in jedem Univerſitäts⸗ 
mitgliede nur noch einen gewöhnlichen Beamten erblickt. Dieſe Betrachtungen habe ich 

von einigen bedeutenden Profefforen machen hören, welche noch als unumſtößlichen Be⸗ 
weis des Unterganges der Univerſität hinzufügten, daß deren Namen auch nicht ein 
einziges Mal im Dekret genannt ſei. — Wie Ihnen bereits geſagt, iſt die permanente 
Sektion des hohen Raths, deren Mitglieder lebenslänglich angeſtellt waren, auch auf⸗ 
ehoben. 
5 Der hohe Rath, wie ihn das Dekret einſetzt, iſt ganz verſchieden von dem vorigen, 
welcher ſeine Entſtehung dem Geſetze vom 15. März 1850 verdankte. Dieſer letzte 
Rath, aus 26 Mitgliedern, welche auf 6 Jahre ernannt waren, beſtehend, mußte jähr⸗ 
lich mindeſtens 4 Sitzungen halten und 15 ſeiner Mitglieder wurden von den Corps, 
deren ſie angehörten, gewählt. Der neue Rath zählt 29 nur auf 1 Jahr ernannte 
Mitglieder, hält nur jährlich 2 Sitzungen und ſeine ſämmtlichen Mitglieder ſind vom 
Präſidenten der Republik ſelbſt gewählt. 
biſchöfe und Biſchöfe. Es giebt deren jetzt fünf. Es ſind 5 Mitglieder der Akademie 
jetzt anſtatt 3 und die 8 Mieglieder der permanenten Sektion ſind ſchließlich durch acht 
General⸗Inſpektoren erſetzt. 

Was allgemein verwundert hat, iſt, den Erzbiſchof von Paris, welcher nicht in dem 
früheren Rathe war, jetzt als Mitglied des neuen zu erblicken. Die vier andern Prä⸗ 
laten, welche früher dazu gehörten, ſind beibehalten. 

Einer der ausgezeichnetſten franzöſiſchen Journaliſten iſt an einer langwierigen und 
ſchmerzhaften Krankheit geſtorben. Der „Siecle“ ſagt darüber: Paris und Frankreich 
wird ſich erinnern, was Armand Marraſt nach der Februarrevolution für ausgezeichnete 
Dienſte als Mitglied der proviſoriſchen Regierung und als Maire von Paris geleiſtet 
hat. Alle Mitglieder der konſtituirenden Nationalverſammlung erinnern ſich mit einem 
gewiſſen Stolz, wie würdig und geiſtvoll er als deren Präſident fungirte. Armand 
Marraſt, der Mitte vorigen Novembers vom Schlagfluß getroffen worden und ſich 
ſeitdem nicht mehr erholen konnte, iſt heute um halb 2 Uhr Nachmittag geſtorben. 

Sch we i z. 

Bern, 8. März. Geſtern Nachmittag hat der franzöſiſche Geſandte, Herr 
v. Salignac⸗Fenelon, dem Bundespräſidenten Furrer die Duplik auf die Antwort des 
Bundesraths abgegeben, und dieſelbe iſt dieſer Behörde in heutiger Sitzung vorgelegt 
worden. Sie ſoll viel milder lauten als die erſte ſchon bekannte Note und zur Ver⸗ 
ſtändigung bei voller Wahrung der Ehre der Schweiz alle Ausſicht auf gütliche Bei⸗ 
legung der Angelegenheit vorhanden ſein. Hinſichtlich der Veröffentlichung der Antwort 
des Bundesraths auf jene erſte Note iſt noch kein Beſchluß gefaßt, ſondern der Bun⸗ 
despräſident mit der Begutachtung dieſer Frage beauftragt worden. 

In Frankfurt a. M. iſt man, wie die augsburger Allgemeine Zeitung von dort 
berichtet, der Anſicht, daß die Wiederherſtellung der ſchweizeriſchen Verhält⸗ 
niſſe, wie fie durch die Erklärung vom 20. November 1815 völkerrechtlich feſtgeſtellt 
worden, verlangt werden wird. Die eigenmächtige Umgeſtaltung dieſer Verhältniſſe 
fol dem Vernehmen nach nicht anerkannt werden. (22) 

In einem pariſer Schreiben deſſelben Blattes heißt es, Lord Cowley habe von 
dem franzöſiſchen Miniſter des Auswärtigen, Hrn. Turgot, Erklärungen über die fran⸗ 
zöſiſchen Schritte gegen die Schweiz verlangt; Hr. Turgot habe aber ges 
meint, er ſei in dieſer Angelegenheit den Unterzeichnern der Verträge von 1815 keine 
Rechenſchaft und keine Auskunft ſchuldig. Der ruſſiſche Geſandte, Hr. v. Kiſſelew, 


Redakteur und Verleger: H. Barth in Breslau. 
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Im früheren Rathe befanden ſich die Erz- 


3 ; ; n⸗ 
erklärte ſich mit dem Verfahren Frankreichs gegen die Schweiz vollkommen einverſta 
den, nur meinte er, man ſolle bei aller Energie ein bewaffnetes Einſchreiten vermeiden. 
Von Oeſterreich ſcheinen ſolche Reſtriktionen nicht gemacht worden zu fein. 

M Belgien. 2 
Brüſſel, 11. März. [Deputirten⸗Kammer.] In der geſtrigen Sitzung * 
Deputirten⸗Kammer entſpann ſich eine lebhafte Debatte über die Verwendung der ur 
der, welche dem Gouvernement anheim gegeben waren, um die induſtrielle Kriſe 3 
Zeit zu lindern. Herr Vandenpeereboon ſtellte folgende Tagesordnung: „In Erwägung, 
daß die Verwendung der dem Gouvernement zur Verfügung geſtellten Gelder das 
ſultat gehabt, die Ordnung durch die Arbeit in Ordnung zu halten, und in gewiſſeh, 
Maße die induſtrielle Kriſe zu erleichtern, geht die Kammer zur Tagesordnung 17 
Dieſer Antrag wurde mit 50 gegen 23 Stimmen angenommen. Herr Rogier hien n 
dieſem Anlaß eine ſehr gereizte Rede, worin er unter Anderm ſagte: Man hat zu 10 
ſinuiren geſucht, als beſoldeten wir Journaliſten, um das Miniſterium zu preiſen, chi 
ich dies, ſo würde ich mich aber nicht an jene wenden, die nur Entmuthigung ‚ 
Land ſchleudern, die das Heer zu beſchimpfen fuchen, und einen hämiſchen Krieg ns 
unfere Inſtitutionen führen, nicht an jene, die ſich an die Spitze einer Reaktion fr 
len, die hoffentlich nur in mürriſchen Köpfen eriftirt, und die unter unſerm fi 
Gouvernement keinen Erfolg finden wird. 
Gro brit annien. 
ar London, 11. März. [Statiſtik. — Vermiſchtes.] Die von der me 
drider „Epoca“ mitgetheilte Nachricht, als habe Lord Howden, der britiſche G 
ſandte am ſpaniſchen Hofe, auf ſeinen Poſten reſignirt, wird heute vom Morning 
Herald als unrichtig bezeichnet. Ueberhaupt ſcheint der Miniſterwechſel in England 
keine namhaften Veränderungen in der Beſetzung der Geſandſchaftspoſten hervorrufen 
zu wollen. 5 7 
Einem eben auf Anordnung des Unterhauſes ausgegebenen Ausweiſe über die von 
den verſchiedenen Miniſterien empfangenen und ausgefertigten Dokumente, über d 
Perſonalſtand der verſchiedenen Regierungsbureaus u. ſ. w. entnehmen wir folgende ) 
intereffante Daten: Im Schatzkammeramt (the treasury) betrug die Zahl der Do⸗ 
kumente in drei Jahren: 22,288, 28,390 und 25,934; die Zahl der Beamten: 120, 
102, 98. Im Miniſterium des Innern wurden im Jahr 1850 empfangen 15,9 
Zuſchriften, ausgegeben 16,312. Nachfragen wegen Sträflingen erhalten und beank⸗ 
wortet: 7,825. — Im Miniſterium des Auswärtigen waren in 1830, 1840 1850: 
33, 35 und 44 Perſonen angeſtellt, und in dieſen Jahren 11,546, 21,986 u. 31,6 
Dokumente regiſtrirt worden. Im Kolonialamt in den genannten Jahren 8,150, 9,754 
und 10,596 Dokumente. Es wurden von dieſem Miniſterium 4,587, 8,232 u. 8,24 
Depeſchen expedirt. Zahl der Beamten: 33, 31, 37. — Im Kriegsminiſterium wür; 
den regiſtrirt: 48,829, 44,034 und 68,289 Zuſchriften und Dokumente. Nachftagen 
nach Soldaten liefen ein: 12,102, 17,005, 17,556. Beamtenzahl: 98, 70, 101. — 
Bei der Admiralität 30,383, 40,930 und 43,421 Dokumente. 55, 68, 68 Beamte. 
— Im Feldzeugamt: 38,302, 46,542 und 50,571 Dokumente. 
59,951, 68,173 Briefe empfangen. Beamtenzahl: 36, 39, 39. 7 
Seit der Ankuft des letzten weſtindiſchen Dampfers iſt alle Hoffnung verſch unden, 
daß aus dem Brande der „Amazone“ ſich noch Jemand gerettet habe. M. Symons, 
die Wittwe des verunglückten Kapitäns, die in Southampton bis jetzt gewartet hatte, 
ob ihr nicht vielleicht doch noch eine tröſtliche Botſchaft beſcheert ſei, hat dieſe Stadt 
verlaſſen. Miß Smith, eine von den geretteten Frauen, hat bei dem menſchenfreund? 
lichen Mayor von Southampton, Hrn. Andrews, ein Unterkommen gefunden. Die 
1 für die geretteten Schiffbrüchigen belaufen ſich bis jetzt auf 9,5 
fd. Sterl. i 
* Dublin, 10. März. 
2 Uhr kamen der Earl und die Gräfin von Eglinton hier an. 
in Kingston gelandet und wurden auf dem Wege hierher überall mit 
begrüßt. Der Einzug in die Stadt war ziemlich maleriſch-romantiſch. 
ritt, mit einem großen shawrock liriſcher Klee) auf der Bruſt voraus, 
in einem von vier Pferden gezogenen offenen Wagen. Im Schloſſe 
die Ceremonie der Beeidigung vorgenommen, worauf die im College⸗green au 
Truppen mit drei Musketen⸗Salven ſalutirten. z 0 
Unmittelbar darauf hielten Ihre Excellenzen ein Lever ohne Gala (undress levee) 
ab, welches ſehr zahlreich beſucht war. zur 
Das ſchönſte Frühlingswetter begünftigte die 
vollen Tages. 


11334] Fremdenliſte von Zettlig Hotel, 
Lieutenant Graf Weſtarp aus Liegnig. Ober 


[Ankunft des Earl v. Eglinton.] Heute kurz ver 
Sie waren um 1 UN 
Enthuſiasmu 
Lord Eglinton 
Lady Eglinton 
wurde ſogleich 
fgeſtellten 


Feier dieſes für Irland bedeutungs⸗ 


König's Hotel garni 
Albrechtsſtr. 33, neben der Fönigl. Regtecung, 


amtınann Braune aus Rothſchloß.« Maschinen- empfiehlt ſich einem geehrten Reiſepublikum u 
nſpektor Häne Magdeburg. Gutsbeſ. | neigter Be / 5 19091 
Inſpektor Hänel au aufm. Schweitet Fr achtung ganz ergehenſt 1130 


Engler a berſchleſien. 
au Seife, 1 5 urch aus Bunzlau. 


ette S 51 e verkauft das Dominium 
Kaufm. Brand aus der Laufitz. 7 chöpf rkauf 12 4451. 


Marſchwitz, ohlauer Kreiſes. 

5 Bör ſen berichte. * 
Berlin, 13. März. Die Börſe war heute in ſehr günſtiger Stimmung und das Geſchaſ 

in koſel-oderberger, oberſchleſſſchen, ftettiner, rheiniſchen, bergiſch⸗mäckiſchen, magdeburg ⸗witle⸗ 

berger und mecklenburger Eiſenbahn, Aktien zu ſteigenden Courſen ſehr belebt. i 


Eiſenbahn- Aktien. Köln⸗Minden 34% 108 a ½ bez, Priv. 4% & 103% Br. . 
104% Br. Krat⸗Oberſchl 83 Br., 44 — 2 Fr.-Wilh.⸗Nordb. 4% 40% a ½ bez., 5.7 
5% 100 Gl. . ce Märt. 34% 95 bez. u Br., Prior. 4% 9% bez, Prior. 4% 
101% bez. u. Ol, 5% Serie in. Prior. 101% bez. u. Gl., Prior. Serie IV. 5% 103 bt 5 
Br. Niederſchl. Märk. Zweigb. 4 32 Gl. Oberſchl. Litt. &. 3 % 140 & 141 bez., Lilk 
3% 12% * 1244 bez., Prior. 4 — — Rheinifhe 69 5 70 bez. Stargard. pol. ialbe 

u. Gl. Geld u. Fonds. Courſe. Freiw. St.-Anleihe 5% 102 bez. Stall bez. 


bez. u. 5 } 

1850 44% 102 bez. u. Gl., dto. von 1852 101% bez. St. Schuld. Sch. 34% 80% 43 

Seebandl.⸗Präm. Sch. 122% Br. Preuß. Bank- Anthell⸗Sch. 99% » % bez Pol. Pfobt g 

757 86 00 . 8 Poln. Pfobr. 4% 96 Gl. Poln. Patt.⸗Obugal. a 500 Fl. 

5 74 7 151 Br. 
Wien, 13. März. Aus Run niedrigerer Renten war die Börſe in Fonds und due 

etwaß matter, in Valuten ſtraffer, ftellte ſich aber zuletzt nach beiden Richtun 

Nordbahnaktien von 156 bis 154%, London von 12. 33 bis 12. 30. gemacht. Silber 


Der Umſatz unerheblich. 
g 12 ge ae, 155% ; Hamburg 2 Monat 134% ; London 
Silber 24%. 2 8 


ünftiget- 
en wieder 0 äufiger- 


g Monat 


5% Metall. 95 
12. 30 und 12. 313 1 24 


Druck von Graf, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


Daſelbſt 43,446, 


